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UVG-Revision

Genug Geschirr zerschlagen!
Am 28. Januar 2010 gehen die Beratungen über die Revision des Unfallversicherungsgesetzes (UVG) in der nationalrätlichen Kommission für Soziale Sicherheit und Gesundheit (SGK-N) in die nächste Runde. Geht die Strategie der SVP, die anderen bürgerlichen Parlamentarier ins Boot zu holen, weiterhin auf? Mit dem Ziel, eine bestens funktionierende Sozialversicherung zu schwächen? Zum Ärger der Arbeitnehmenden, der Arbeitgeber und zulasten der Suva? Aber sehr zur Freude der Privatversicherer?

Zu befürchten ist es. Denn bereits letzten Herbst hat die SGK-N die Talfahrt eingeleitet: Der höchstversicherte Verdienst in der Grundversicherung soll um rund 20 Prozent gesenkt werden. Neu sollen nur noch Löhne bis 100'000 Franken obligatorisch versichert sein. Also ein Problem für Gut- und Besserverdienende? Mitnichten – die sind zwar am stärksten betroffen; die Betroffenheit macht aber längst nicht bei ihnen halt!
Worum geht es?

Die Senkung hat weitreichende und fatale Folgen. Nur schon, wenn man bedenkt, dass von den rund 3,8 Millionen Arbeitnehmenden im Jahr 762'000 verunfallen – gegen zwei Drittel in der Freizeit (Stand 2008). Seit 1984 ist die Unfallversicherung obligatorisch. Von Anbeginn an waren mindestens 92 und höchstens 96 Prozent der versicherten Arbeitnehmer (Pensum von mehr als acht Wochenstunden) zum vollen Bruttoverdienst gegen Unfälle versichert. Dieser liegt aktuell bei 126'000 Franken und hat zur Folge, dass lediglich sechs Prozent der Arbeitnehmenden in der Grundversorgung nicht zum vollen Lohn versichert sind. Nun soll die Bandbreite auf 85 bis 90 Prozent gesenkt werden. Die Anzahl der nicht zum vollen Lohn Versicherten würde sich auf zwölf Prozent verdoppeln. Nach wie vor besteht natürlich die Möglichkeit, für diese Arbeitnehmenden eine Zusatzversicherung abzuschliessen. 
Ein Rattenschwanz an Verschlechterungen

Und da beginnt sich die Spirale zu drehen – das System verteuert sich: Die Suva arbeitet mit Verwaltungskostenzuschlägen in der Grundversicherung von acht Prozent. Bei den Privatversicherern betragen sie durchschnittlich 18 Prozent. Für die Zusatzversicherungen liegen die Verwaltungskostenpauschalen zwischen 20 und 50 Prozent. 

Ein bei der Suva versicherter Betrieb muss vermehrt Zusatzversicherungen bei einem anderen Anbieter abschliessen, da die Suva diese nicht anbieten darf. Was zu höheren Kosten und mehr administrativem Aufwand führt. Zudem ginge ein Solidaritätseffekt verloren: Besser Verdienende tragen, da sie laut Statistik weniger verunfallen, einen Teil der Unfallkosten der schlechter Verdienenden mit.
Weiter zerbricht das finanzielle Gleichgewicht der obligatorischen Unfallversicherung. Weil durch die Senkung des versicherten Höchstverdienstes die Nettoprämieneinnahmen um rund 160 Millionen Franken einbrechen, während die Ausgaben für die Versicherungsleistungen um lediglich 70 Millionen abnehmen. Die Prämiensätze in der obligatorischen Unfallversicherung müssten um durchschnittlich zwei Prozent angehoben werden, um diese Finanzierungslücke zu schliessen.
Die Taggelder und Renten von besser verdienenden Verunfallten würden um bis zu zwanzig Prozent bzw. um die 20'000 Franken im Jahr sinken. Unabhängig vom Einkommen wären auch sämtliche Hilflosen- und Integritätsentschädigungen betroffen. Die an den Höchstverdienst gekoppelten Vergütungen für Bestattung, Rettung, Bergung, Transport usw. müssten um zwanzig Prozent gesenkt werden.
Aber auch die Leistungen der Invaliden- und Arbeitslosenversicherungen (ALV) müssten gesenkt werden, da sie an den höchstversicherten Verdienst gemäss UVG gebunden sind. Die Lücke bei der ALV dürfte rund 130 Millionen Franken ausmachen.
Stopp dem Unsinn!

Diese Talfahrt ist dringend zu stoppen. Denn die Suva ist als einzige Sozialversicherung gut finanziert und wirkt dank der Kombination von Versicherung mit Prävention und Rehabilitation kostensenkend. Sie ist deshalb zu stärken und nicht zu schwächen! Das heisst nicht nur, dass diese unsinnige Senkung des höchstversicherten Verdienstes rückgängig gemacht werden muss. Es heisst auch, der Suva künftig Zusatzversicherungen zu ermöglichen, auf das Wahlrecht der öffentlichen Verwaltungen zu verzichten und die Branchenzuteilung nicht zuungunsten der Suva zu verschieben. Nur so wird eine Entsolidarisierung und eine stärkere Belastung der bei der Suva versicherten Betriebe mit hohen Berufsunfall- und Berufskrankheitsrisiken verhindert.
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